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Kiel, 30.11.2024 

Im Folgenden listen wir die Kommentierungen des Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein zu den 

auf der web-Seite https://www.survey-xact.dk/engage/app/project/3c15e1511b90444c  eingetragenen 

Maßnahmen als unsere Teilnahme an der Onlinekonsultation im Rahmen der Erstellung 

eines Landesaktionsplans gegen Antisemitismus und für die Förderung der Sichtbarkeit 

jüdischen Lebens. 

Die Eintragung ins Portal war fristgerecht nicht mehr möglich, weil der Zugang schon ab 

30.11. um ca 18 Uhr nicht mehr möglich war. 

Wir fordern die Zuständigen auf, unsere Kommentierungen in das Prortal einzutragen oder 

uns am Montag, den 2. Dezember 2024  einen technisch funktionierenden Zugang 

einzurichten 

Kommentierungen des FRSH zu den online eingestellten Maßnahmen im Zuge der zweiten 

Konsultation im Rahmen der Erstellung des Landesaktionsplans gegen Antisemitismus in 

Form einer Onlinekonsultation: 

Maßnahme 29: Erkennen antisemitischer Äußerungen bei Versammlungen (2) Der 

verstärkte Einsatz von sprachkundigen Beamten oder KI könnte zum Erkennen 

antisemitischer Äußerungen beitragen. Zunächst wird geprüft, inwiefern hier ein 

Handlungsbedarf besteht. 

Der FRSH lehnt diese Maßnahme unter anderem ab, weil hier nicht geregelt wird, 

welche Antisemitismusdefinition dem „Erkennen antisemitischer Äußerungen“ 

zugrunde gelegt wird. Denn „was genau unter Antisemitismus zu verstehen ist und in 

welchen Situationen er vorliegt, bleibt Gegenstand fortwährender wissenschaftlicher 

und gesellschaftlicher Reflexion; der Staat kann das nicht autoritativ festlegen“ oder 

verhindern. (https://www.faz.net/einspruch/nachrichten/vorschlag-zur-

bundestagsresolution-gegen-antisemitismus-110063906.html) Bei der Identifizierung ist 

der menschliche Faktor zentral und kann nicht durch eine Algorithmen-bestimmte 

technische Definition von Antisemitismus ersetzt werden. 

Auch das Vorhaben mit „sprachkundigen Beamten“ im öffentlichen Raum 

antisemitische Äußerungen zu identifizieren, läuft in Form der Reproduktion des 

rassistischen Narratives vom importierten Antisemitismus fehl und lenkt ab von der 

Tatsache, dass laut BKA über 60 Prozent der antisemitischen Straftaten von 

rechtesextremistischen autochthonen Akteur*innen zu verantworten sind. Gleichzeitig 

wird hier regelmäßig Palästinenser*innen in der Diaspora ggf. bei legitimer Kritik an 

letztlich auch von der UNO, der EU und selbst der Bundesregierung als 

völkerrechtswidrig kritisierten Maßnahmen der israelischen Regierung Antisemitismus 

unterstellt. 

 

Maßnahme 28: Das Erkennen und Verfolgen antisemitischer Äußerungen bei 

Versammlungen könnte durch eine Risikoeinschätzung im Vorfeld einer Kundgebung 

erleichtert werden. Zunächst wird geprüft, inwiefern hier ein Handlungsbedarf besteht. 

https://www.survey-xact.dk/engage/app/project/3c15e1511b90444c
https://www.faz.net/einspruch/nachrichten/vorschlag-zur-bundestagsresolution-gegen-antisemitismus-110063906.html
https://www.faz.net/einspruch/nachrichten/vorschlag-zur-bundestagsresolution-gegen-antisemitismus-110063906.html
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Der FRSH hält eine „Risikoabschätzung im Vorfeld einer Kundgebung“ für 

weitgehend spekulativ und damit ginge die Maßnahme regelmäßig mit dem Risiko 

der Unterstellung möglicher Tatbestände im Zuge von einer den gesellschaftlichen 

Zusammenhalt nachhaltig schadenden Verwaltungswillkür einher. 

 

Maßnahme 25: Kooperation von Lehramtsstudierenden und dem Jüdischen Museum. Im 

Rahmen einer solchen Kooperation könnten die Lehramtsstudierenden didaktische Konzepte 

entwickeln und diese auch mit Schulklassen erproben. Denkbar ist auch die Entwicklung von 

digitalen Informationen zu bestimmten Exponaten oder ähnliches. 

Der FRSH regt an, im Zuge dieser Maßnahme auch die Kooperation mit den 

schleswig-holsteinischen Gedenkstätten in den Blick zu nehmen und auf diesem 

Wege den Horizont der zu erreichenden Schüler*innen für alle Opfergruppen des 

Nationalsozialismus und deren Nachfolgegenerationen zu weiten. 

 

Maßnahme 24: Öffentliche Äußerung zu historisch bedeutsamen Jahrestagen. Es wird 

geprüft, inwiefern sich Vertreterinnen und –vertreter der Landesregierung an historisch 

bedeutsamen Jahrestagen wie dem 8. Mai (Tag der Befreiung) oder am 30. September 

(Massaker von Babyn Jar) öffentlich äußern bzw. ein Pressestatement veröffentlicht werden 

könnte. 

Der FRSH regt an, zu solchen öffentlich zu inszenierenden Daten auch solche, die im 

Zuge der Verlängerung nationalsozialistischen und menschenfeindlichen Denkens bis 

in die Gegenwart geschehenen Taten einzubeziehen: z.B. 23.11.1992 Brandanschlag 

in Mölln, 18.1.1996 Brandanschlag Lübeck, 2000 – 2011 NSU-Mordserie, 1.6.2029 

Ermordung Walter Lübckes, 9.10.2019 Synagogen-Attentat Halle, 19.2.2020 

Mordserie in Hanau etc. 

 

Maßnahme 22: Dauerhafte Ringvorlesung zu pluraler Erinnerungskultur und 

Antisemitismusprävention. Es soll eine dauerhafte Ring-Vorlesung zu pluraler 

Erinnerungskultur und Antisemitismusprävention etabliert werden. Diese soll zwischen den 

Hochschulstandorten Flensburg, Kiel und Lübeck rotieren, ggfs. mit einem gemeinsamen 

und damit wiedererkennbaren Layout.   

Diese Maßnahme ist aus Sicht des FRSH zu begrüßen. Bei den Themen 

Antisemitismusprävention sollten die relevanten Fachdienste und zur pluralen 

Erinnerungskultur die Gedenkstätten und im Bundesland themenspezifisch 

engagierten Migrant*innenorganisationen in die Planungen der Vorlesungen und ggf. 

in die Umsetzung einbezogen werden. 

 

Maßnahme 21: Dialog zwischen muslimischen und jüdischen Menschen. Auf Landesebene 

wird ein interreligiöses Forum von der Kontakt- und Fachstelle für religiöse Vereine und 

Verbände beim Landesdemokratiezentrum geplant. Der Auftakt erfolgt durch einen 

Workshop, in dem geklärt wird, ob und in welchem Format regelmäßige Treffen stattfinden 

sollen. Das Forum wird dabei von einer Referentin begleitet, die den Prozess fachlich 

unterstützen soll. 
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Der FRSH gibt zu bedenken, dass vermieden werden sollte, einen weiteren 

interreligiösen Arbeitskreis zu etablieren, zu dem regelmäßig sich säkular lesende 

muslimische und jüdische Menschen sich einmal mehr nicht eingeladen fühlen. 

 

Maßnahme 20: Etablierung Jüdischer Kulturtage/einer Jüdischer Kulturwoche. Es sollen 

jährliche Jüdische Kulturtage/eine Jüdische Kulturwoche etabliert werden, zu der (kulturelle) 

Einrichtungen im Land zur Beteiligung aufgerufen werden. Auch Hochschulen und 

Universitäten sollen beteiligt werden. 

FRSH: Im Zusammendenken mit Maßnahme 21 sollte hier im Bemühen um einen 

wechselseitigen Dialog auf Aufgenhöhe und in gegenseitiger Wertschätzung ein 

Konzept regelmäßiger jüdischer und muslimischer Kulturwochen/-tage umgesetzt 

werden. 

 

Maßnahme 19: Berücksichtigung jüdischer Feiertage bei Prüfungen. Schulen und 

Hochschulen können beispielsweise über Rundmails oder durch die Versendung eines 

interkulturellen Kalenders zu jüdischen und anderen religiösen Feiertagen informiert werden. 

So soll den relevanten Institutionen die Gelegenheit geboten werden, diese Feiertage bei der 

Planung von Prüfungen – wo es möglich ist - zu berücksichtigen. 

Der FRSH regt hier an, zur Vermeidung von Ungleichbehandlung unbedingt nicht 

allein jüdische Feiertage zu berücksichtigen, sondern den Herausforderungen einer 

diversen Einwanderungsgesellschaft dahingehend gerecht zu werden, indem auch 

die Feiertage anderer Religionsgemeinschaften entsprechend behandelt werden. Zur 

Orientierung empfehlen wir den Wochenkalender des FRSH: 

https://www.frsh.de/publikationen/kalender 

 

Maßnahme 15: Prüfauftrag zur psychosozialen Prozessbegleitung durch Beratungsstellen. 

Es wird geprüft, in wie vielen Fällen ZEBRA* bereits Betroffene bei Prozessen begleitet hat 

und, wie sie den Bedarf nach einer Fortbildung der psychosozialen Prozessbegleitung zur 

Thematik des Antisemitismus einschätzen. Ergibt sich Handlungsbedarf, erfolgen 

Überlegungen zur Verbesserung. 

Der FRSH regt hier dringend an, zur Vermeidung einer vermeintlichen 

Ungleichbehandlung tatbestandlich in gleicher Qualität betroffener Gruppen nicht 

allein auf die Prozessbegleitung von Opfern antisemitischer Straftaten, sondern 

ebenso auf Opfer islamophober und anderer Straftaten im Kontext gruppenbezogener 

Menschenfeindlichkeit abzustellen. (Das Bundesinnenministerium hat für das Jahr 2023 

bundesweit 1.464 antimuslimische Straftaten und 70 Angriffe auf muslimische Einrichtungen 

erfasst. Das sei ein Anstieg von mehr als 140 % im Vergleich zum Vorjahr: https://www.claim-

allianz.de/content/uploads/2024/06/20240620_lagebild-amr_2023_claim.pdf) 

 

Maßnahme 14: Prüfauftrag zur Betroffenenperspektive auf Verfahren. Im Austausch mit 

ZEBRA* wird erörtert, welche Erkenntnisse/Einschätzungen dort zur Sicht der Betroffenen 

auf die Verfahren und Abläufe im Hinblick auf antisemitische Vorfälle bestehen. In die Frage 

werden auch Verfahren zu anderen Phänomenbereichen einbezogen. Ergibt sich 

Handlungsbedarf, erfolgen Überlegungen zur Verbesserung. 

https://www.frsh.de/publikationen/kalender
https://www.claim-allianz.de/content/uploads/2024/06/20240620_lagebild-amr_2023_claim.pdf
https://www.claim-allianz.de/content/uploads/2024/06/20240620_lagebild-amr_2023_claim.pdf
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FRSH fragt sich, was mit „Verfahren zu anderen Phänomenbereichen einbezogen“ 

gemeint ist. Zielführend wäre es hier, um die Qualität der Gleichbehandlung im Zuge 

exekutiver strafprozessualer Verfahrensabläufe zu prüfen, hier auch die Fälle 

islamophober, antiziganistischer oder rassistischer Tatbestände einzubeziehen. 

 

Maßnahmen 11: Kooperation mit der Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein. Die 

Medienanstalt ist zuständig für die Zulassung, Aufsicht und Überprüfung von privaten 

Rundfunkanbietern und Internetseiten. Sie kann hier Anbieter auffordern Inhalte zu löschen. 

Es besteht bereits ein gemeinsamer Leitfaden mit der Staatsanwaltschaft „Verfolgen und 

Löschen“. Im Verbund der Landesmedienanstalten wurde eine „Taskforce“ zu 

Antisemitismus gebildet, Anknüpfungspunkte zum Landesaktionsplan werden geprüft. 

FRSH schlägt vor, soweit bei den Landesmedienanstalten noch nicht Praxis, durch 

die besagte Taskforce auch die Fälle islamophober, antiziganistischer oder 

rassistischer digitaler Tatbestände einzubeziehen. 

 

Maßnahme 10: Kooperationsvereinbarung zwischen Landespolizei und ZEBRA*. Die 

Kooperationsvereinbarung zielt darauf ab, Betroffene in ihrem Anzeigeverhalten zu stärken. 

Wenn die Betroffenen einwilligen, erfolgt ein Austausch der Kontaktdaten, sodass sich 

ZEBRA direkt an die Betroffenen wenden und Unterstützung anbieten kann. Aktuell läuft die 

Pilotphase an und wird nach Abschluss zum Ende des Jahres 2025 evaluiert. 

FRSH: Mit Blick auf die seit Monaten zunehmende Verunsicherung innerhalb 

migrantischer Communities infolge des migrationspolitischen Diskurses der rechten 

und inzwischen auch demokratischen politischen Klasse, der ordnungspolitischen 

Maßnahmen und medialen Diskussion zu vermeintlicher migrantischer Rechtstreue 

und Loyalität gegenüber dem Gemeinwesen erscheint die Einbeziehung nicht nur von 

möglichen Opfern antisemitischer Vorfälle in diese Kooperationsvereinbarung, 

sondern auch von Fällen islamophober, antiziganistischer oder rassistischer 

Tatbestände probat. 

 

Maßnahme 9: Prüfauftrag zu Kontakt- und Begegnungsveranstaltungen von jüdischen 

Gemeinden und Polizei. Vertrauen spielt bei der Anzeigenerstattung eine wichtige Rolle. In 

anderen Kontexten hat sich gezeigt, dass Begegnungsveranstaltungen zwischen Polizei und 

communities zu einem Vertrauensaufbau beitragen können. Die Landespolizei hat bereits 

kleinere Kooperationen mit den jüdischen Landesverbänden durchgeführt. Weitere mögliche 

Anknüpfungspunkte sollen gemeinsam mit den jüdischen Landesverbänden erörtert und 

Kontakte ausgetauscht werden. 

FRSH: Hier gilt einmal mehr um keine Missdeutung zu fehlender Gleichbehandlung 

von Opfergruppen von Diskriminierung und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit 

zu riskieren, dass – soweit noch nicht geschehen – in dieses Konzept des im Dialog 

von Polizei und Opfergruppen essentiellen wechselseitigen Vertrauensaufbaus über 

die jüdischen Gemeinden hinaus auch die Organisationen der Roma und Sinti, 

Moscheevereine und Selbstorganisationen von BIPoC einbezogen werden. 
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Maßnahme 8: Weite Nutzung der IHRA*-Definition. Wichtiger Bestandteil der 

Antisemitismusprävention ist das Erkennen von Antisemitismus. Die IHRA-Definition soll 

weiter bekannt gemacht und ihre Nutzung empfohlen werden. Zunächst erfolgt die Prüfung 

der Umsetzungsmöglichkeiten. 

Der FRSH ist irritiert, dass die schon bei der ersten Konsultationsveranstaltung zum Landesaktionsplan 
Antisemitismus am 26. März kontroverse Diskussion um die Qualität der IHRA-Definition in der Listung der 
zur zweiten Konsultation vorgelegten Maßnahmen in keiner Weise abgebildet – um nicht zu sagen 
unterschlagen – wird. Der FRSH steht indes weiterhin einer singulären Nutzung der IHRA 
Antisemitismusdefinition ausgesprochen kritisch gegenüber. Sie soll offenbar - trotz entschiedenen 
Vorbehalten renommierter Wissenschaftler*innen und substanzieller Kritik selbst aus oppositionellen 
israelischen und jüdischen Kreisen hierzulande (https://verfassungsblog.de/die-implementation-der-ihra-arbeitsdefinition-
antisemitismus-ins-deutsche-recht-eine-rechtliche-beurteilung/; https://www.jungewelt.de/artikel/488242.resolution-gegen-antisemitismus-
autorit%C3%A4r-und-undemokratisch.html?sstr=Spyro%7CMarasovic%7CAutorit%C3%A4r%7Cund%7Cundemokratisch ; 
https://www.deutschlandfunk.de/antisemitismus-resolution-bundestag-israel-meinung-100.html; 

https://www.deutschlandfunk.de/antisemitismus-resolution-bundestag-israel-100.html) - als tatbestandlicher Filter und als 
Rechtfertigung für Sanktionen (https://holocaustremembrance.com/resources/arbeitsdefinition-antisemitismus) zu 
antisemitischen Tatbeständen und Haltungen festgeschrieben werden. Das gilt sowohl für die in 
Fachkreisen heftig umstrittene (https://www.amnesty.de/aktuell/deutschland-antisemitismus-resolution-gefaehrdet-grundrechte; 
https://www.nina-scheer.de/2024/11/04/stellungnahme-zur-antisemitismus-resolution-3-11-2024/; https://taz.de/Antisemitismus-Resolution-im-

Bundestag/!6047369/; https://taz.de/Nach-Verabschiedung-im-Bundestag/!6049065/) und dennoch am 7.11.2024 im Bundestag 
beschlossene Resolution „Nie wieder ist jetzt“ (https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013627.pdf) sowie auch für den 
vorliegenden schwarz-grünen Gesetzentwurf und den Landesaktionsplan gegen Antisemitismus und für die 
Förderung der Sichtbarkeit jüdischen Lebens in Schleswig-Holstein (https://www.survey-

xact.dk/engage/app/project/3c15e1511b90444c). Dass nicht einmal die IHRA ihre Antisemitismus-Definition als 
gesetzliche Norm, sondern allenfalls als Arbeitshilfe verstanden wissen will, stört offenbar diejenigen nicht, 
die hier allzu gerne restriktive ordnungspolitische Fakten schaffen möchten. Weit aus zielführender wäre die 
Orientierung bei der Identifizierung antisemitischer Tatbestände und bei der Vermittlung der 
gesellschaftlichen Risiken des Antisemitismus auf Grundlage der von einer großen Zahl namhafter 
israelischer und internationaler Wissenschaftler*innen erarbeiteten und von noch mehr renommierten 
Vertreter*innen aus Forschung und Lehre weltweit unterstützten Jerusalemer Erklärung zum Antisemitismus 
(https://www.uni-marburg.de/de/fb03/politikwissenschaft/fachgebiete/politische-theorie-und-ideengeschichte/portal-ideengeschichte-

1/studium/antisemitismus-jerusalem-declaration-nuetzl.pdf) und des Nexus Dokuments (https://nexusproject.us/nexus-

resources/the-nexus-document/), die vielmehr jüdische Menschen und weniger Organe des Staates Israel als 
gegen Antisemitismus zu verteidigen definieren. Wir befürchten, dass im Flow der aktuellen, wirtschafts- 
und demographiepolitische Bedarfslagen weitgehend ignorierenden, nur auf eine der durch 
Diskriminierungen gefährdeten Minderheiten und im bilateralen Kontext auf Bekenntniszwang abstellenden 
politischen Projekte zu sanktionsbesetzten Antidiskriminierungs-Resolutionen und Gesetzesinitiativen und 
ausgrenzenden Aktionspläne eine weiter zunehmende Spaltungen der diversen Einwanderungsgesellschaft 
befördert wird. (siehe dazu: FRSH-Stellungnahme v. 23.11.2024 zu Drs. 20/2321: https://www.frsh.de/artikel/stellungnahme-zum-

ge-zur-landeshaushaltsaordung-sh). 

 

Maßnahme 7: Aufklärung zu und Umgang mit Antisemitismus im Bildungsbereich. Im 
Bereich Schule wird aktuell ein Prozess zu Handlungsstrategien für Lehrkräfte angestoßen. 
Diese Handlungsstrategien beziehen sich auch auf den Umgang mit Antisemitismus und 
werden vom MBWFK* gemeinsam mit weiteren Expertinnen und Experten erstellt. 

FRSH würde es sehr begrüßen, wenn die Formulierung „diese Handlungsstrategien 
beziehen sich auch auf den Umgang mit Antisemitismus“ so zu verstehen ist, dass 
hier auch Fälle islamophober, antiziganistischer oder rassistischer Tatbestände in 
probate schulische Handlungsstrategien inkludiert sind. 

 

Maßnahme 6: Sensibilisierung der Studienleitungen. Studienleitungen schulen die Lehrkräfte 
in der zweiten Phase der Lehrkräftebildung. Diese sollen ebenfalls im Themenbereich 
Antisemitismus sensibilisiert werden und könnten über eine der halbjährlichen stattfindenden 
Sitzungen der Schulartbeauftragten erreicht werden. 

https://verfassungsblog.de/die-implementation-der-ihra-arbeitsdefinition-antisemitismus-ins-deutsche-recht-eine-rechtliche-beurteilung/
https://verfassungsblog.de/die-implementation-der-ihra-arbeitsdefinition-antisemitismus-ins-deutsche-recht-eine-rechtliche-beurteilung/
https://www.jungewelt.de/artikel/488242.resolution-gegen-antisemitismus-autorit%C3%A4r-und-undemokratisch.html?sstr=Spyro%7CMarasovic%7CAutorit%C3%A4r%7Cund%7Cundemokratisch
https://www.jungewelt.de/artikel/488242.resolution-gegen-antisemitismus-autorit%C3%A4r-und-undemokratisch.html?sstr=Spyro%7CMarasovic%7CAutorit%C3%A4r%7Cund%7Cundemokratisch
https://www.deutschlandfunk.de/antisemitismus-resolution-bundestag-israel-meinung-100.html
https://www.deutschlandfunk.de/antisemitismus-resolution-bundestag-israel-100.html
https://holocaustremembrance.com/resources/arbeitsdefinition-antisemitismus
https://www.amnesty.de/aktuell/deutschland-antisemitismus-resolution-gefaehrdet-grundrechte
https://www.nina-scheer.de/2024/11/04/stellungnahme-zur-antisemitismus-resolution-3-11-2024/
https://taz.de/Antisemitismus-Resolution-im-Bundestag/!6047369/
https://taz.de/Antisemitismus-Resolution-im-Bundestag/!6047369/
https://taz.de/Nach-Verabschiedung-im-Bundestag/!6049065/
https://dserver.bundestag.de/btd/20/136/2013627.pdf
https://www.survey-xact.dk/engage/app/project/3c15e1511b90444c
https://www.survey-xact.dk/engage/app/project/3c15e1511b90444c
https://www.uni-marburg.de/de/fb03/politikwissenschaft/fachgebiete/politische-theorie-und-ideengeschichte/portal-ideengeschichte-1/studium/antisemitismus-jerusalem-declaration-nuetzl.pdf
https://www.uni-marburg.de/de/fb03/politikwissenschaft/fachgebiete/politische-theorie-und-ideengeschichte/portal-ideengeschichte-1/studium/antisemitismus-jerusalem-declaration-nuetzl.pdf
https://nexusproject.us/nexus-resources/the-nexus-document/
https://nexusproject.us/nexus-resources/the-nexus-document/
https://www.frsh.de/artikel/stellungnahme-zum-ge-zur-landeshaushaltsaordung-sh
https://www.frsh.de/artikel/stellungnahme-zum-ge-zur-landeshaushaltsaordung-sh
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Hier gelten seitens des FRSH die Anmerkung wie zu Maßnahme 7 entsprechend. 

 

Maßnahme 5: Aufnahme des Themenbereichs Antisemitismus in der Lehrkräfteausbildung. 
1. Phase (Studium): Aktuell ist an der Christian-Albrechts-Universität zu Kiel die Einführung 
eines Wahlpflichtkurses zu „Querschnittsthemen“ geplant. Dort könnte der Themenbereich 
Antisemitismus verortet werden. 2. Phase (Vorbereitungsdienst): Es sollen geeignete 
Praxisbeispiele zum Thema Antisemitismus in die Pädagogikmodule aufgenommen werden. 
Eine Umsetzung wird geprüft. 3. Phase (Fort- und Weiterbildung): Siehe 
Schulentwicklungstag. Zudem bestehen für Lehrkräfte bereits gut nachgefragte Angebote 
des Landesbeauftragten für politische Bildung. 

Hier gelten seitens des FRSH die Anmerkung wie zu den Maßnahmen 7 und 6 
entsprechend. 

 

Maßnahme 4: Prüfung zur Sensibilisierung der Schulleitungen. Mit dem Ziel, die Bedeutung 
der Teilnahme von Lehrkräften an Fortbildungen zum Thema Antisemitismus zu 
verdeutlichen, sollen die Schulleitungen sensibilisiert werden. Die bestehende 
Einführungsveranstaltung für neu ins Amt gekommene Schulleiterinnen und –leiter sollte 
bestenfalls durch eine halbtägige Veranstaltung zur Thematik ergänzt werden. So können 
auch die Schulleitungen erreicht werden, die bereits eine Leitungsfunktion innehaben. 
Zunächst erfolgt die Prüfung der Umsetzungsmöglichkeit eines solchen Vorhabens.  

Hier gelten seitens des FRSH die Anmerkung wie zu den Maßnahmen 7, 6 und 5 
entsprechend. 

 

Maßnahme 3: Unterstützung bei der Nutzung eines Schulentwicklungstages zu 
Antisemitismus und zu jüdischem Leben in Gegenwart und Geschichte. Die Schulen sollen 
bei der Gestaltung eines Schulentwicklungstages zu Antisemitismus und jüdischem Leben in 
Gegenwart und Geschichte unterstützt werden. Hier soll ein Konzept zur Gestaltung eines 
solchen Tages erstellt und den Schulen zur Verfügung gestellt werden. 

FRSH: Hier verweisen wir auf die in diesem inhaltlichen Kontext ebenfalls geltenden 
o.g. Ausführungen zur pluralen Erinnerungskultur zu Maßnahme 25. 

 

Maßnahme 2: Etablierung eines Fortbildungs-Netzwerks im Bereich Antisemitismus. Es 
sollen regelmäßige, beispielsweise jährliche, Treffen relevanter Akteure aus dem Bereich 
Aus- und Fortbildung stattfinden. Dies ist als Weiterführung der Arbeit in der Arbeitsgruppe 
Aus- und Fortbildung im Rahmen des Landesaktionsplans gegen Antisemitismus und für 
jüdisches Leben gedacht. (Ziel: Austausch über Fortbildungsangebote, Erfahrungen mit 
Referentinnen und Referenten im Themenbereich Antisemitismus, Beitrag zu einer 
Qualitätskontrolle der Angebote).   

Für den FRSH gilt es hier als essentiell, dass es gelingt, ein entsprechendes 
Fortbildungsnetzwerk zu etablieren, dass die bestehenden Handlungsbedarfe in 
historischer Verantwortung nicht mit Blick auf nur eine singuläre Opfergruppe, 
sondern auf alle vor drohender und stattfindender Diskriminierung zu schützenden 
gesellschaftlichen, sozialen, ethnischen, religiösen, nationalen und andere 
Minderheiten identifiziert und strategisch konzipiert. 
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Der Flüchtlingsrat Schleswig-Holstein (FRSH) unterstützt ausdrücklich die von der 
Dienststelle der Landeszuwanderungsbeauftragten SH vorgeschlagenen Maßnahme 
„Antisemitismusprävention und Landesförderung“ in der Formulierung wie folgt: 

Das Land Schleswig-Holstein ist in der Pflicht, Programme für Kultur, Bildung, 
Minderheitenschutz und einer zur Förderung des diversen Zusammenhalts 
engagierten Zivilgesellschaft dauerhaft und verlässlich zu fördern, in denen 
Dialogorte, Austauschformate, Diskussionsforen, Bildungsangebote und Netzwerke 
geschaffen werden, um Empathie, Verständnis, Krisenresilienz, Umgang mit Trauma 
und demokratische Strategien der Konfliktaustragung zu trainieren. In diesem 
Zusammenhang müssen die Angebote schulischer und außerschulischer politischen 
Bildung ausgebaut und entsprechend finanziell ausgestattet werden. 

Antisemitische Projekte, Publikationen oder Veranstaltungen darf das Land 
Schleswig-Holstein nicht wissentlich fördern. Angesichts der erheblichen juristischen 
und praktischen Schwierigkeit, die sich im Zuge einer staatlichen Überwachung 
dieses Erfordernisses stellen, wird von geförderten – wie auch von nichtgeförderten – 
Personen, Organisationen und Institutionen erwartet, in gesellschaftlicher und 
Eigenverantwortung Prozesse und Strukturen zu entwickeln, die einer Verwendung 
öffentlicher Gelder für die Verbreitung von Antisemitismus entgegenstehen. Bei der 
diesbezüglichen Identifizierung ist allen Akteur*innen eine Orientierung an den 
Antisemitismusdefinitionen der Jerusalem Declaration (https://www.uni-

marburg.de/de/fb03/politikwissenschaft/fachgebiete/politische-theorie-und-ideengeschichte/portal-ideengeschichte-

1/studium/antisemitismus-jerusalem-declaration-nuetzl.pdf) oder des Nexus-Dokuments 
(https://nexusproject.us/nexus-resources/the-nexus-document/) anheimgestellt. 

In dieser Konsequenz sind Institutionen und Programme der neuen und alten 
Rechten, politische Stiftungen rechtsextremer Parteien, Zugehörige rechter 
Netzwerke und Medien oder als rechtsextrem zu verstehende Akteur*innen wegen 
ihrer zu Tage tretenden Nähe zu antisemitischen, diskriminierungsaffinen, 
demokratiefeindlichen und Positionen gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit nicht 
förderfähig. 

 

Mit Dank und freundlichen Grüßen 

 

 

 

 

Martin Link 

für Vorstand und Geschäftsführung des Flüchtlingsrats Schleswig-Holstein e.V. 
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